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1. Anlass der Planung, Planungsziele 

Der Neubaubedarf in Schleswig-Holstein ist weiterhin überdurchschnittlich hoch. 
Insgesamt werden bis 2030 rund 154.000 zusätzliche Wohneinheiten benötigt, 
die Hälfte davon bereits bis 2019. Entsprechend müssten jährlich knapp 16.000 
statt der derzeit geplanten 10.000 Einheiten auf den Markt kommen (Prognose 
des Statistikamtes von März 2017). 
 
Aus der „Wohnungsmarktprognose 2030 für Schleswig-Holstein“ geht hervor, 
dass ab 2020 das Bevölkerungswachstum zwar abflachen, der Bedarf an Woh-
nungen aber weiterhin hoch bleiben wird oder sogar weiter ansteigt, da die Zahl 
der Haushalte von 2015 bis 2030 um fast 80.000 wächst. Durch die Individualisie-
rung der Gesellschaft und veränderte Lebensstile ändern sich auch die Anforde-
rungen und Vorstellungen in Bezug auf Art, Lage, Größe, Ausstattung und Be-
schaffenheit des Wohnens. Angesichts dieser wachsenden Ansprüche der Men-
schen müssten über die gesamte Periode knapp 177.000 neue Wohneinheiten 
gebaut werden. 
 
Die Gemeinde Rastorf gehört, begünstigt durch die verkehrsgünstige Lage zwi-
schen Schwentinental und Selent an der B202 und die damit verbundene Nähe 
zu Erholungsräumen wie der Kieler Förde und dem Selenter See, zu den Berei-
chen im Kreis Plön mit einer vorhandenen Nachfrage nach Wohnraum und zu-
sätzlichen Baulandflächen. Dies wird nicht zuletzt durch einen wachsenden loka-
len Bedarf sowie die wachsende Umverteilung von Wohnraumsuchenden aus 
dem Ballungsraum Kiel in das Umland verstärkt. 
 
Bereits 2018 wurden mittels eines durch die Gemeinde in Auftrag gegebenes In-
nenbereichs- und Entwicklungsgutachten die zur mittel- bis langfristigen Deckung 
der Wohn- und Baulandnachfrage möglichen arrondierenden Potentialflächen un-
tersucht, welche neben den im Zusammenhang bebauten Ortsteilen vorhandenen 
Flächen, von denen bereits Teile entwickelt wurden bzw. aufgrund externer Ein-
flüsse nicht entwickelt werden konnten, zur Verfügung stehen würden. 

 
Die vorhandene Nachfrage bei gleichzeitig unzureichender Verfügbarkeit von 
(entwickelbaren) Flächen innerhalb des bestehenden Siedlungsgebietes erfordert 
auch für Rastorf eine angepasste Entwicklungsstrategie und eine Steuerung zu-
sätzlicher Bauflächenangebote. Hierfür plant die Gemeinde daher die Einbindung 
von neuen (ortsarrondierenden) Siedlungsflächen im Gemeindegebiet, um dem 
örtlichen (d.h. regionalen) Bedarf nach Wohnraum adäquat Rechnung tragen zu 
können. 
 
Mit der Entwicklung der gemeindeeigenen Fläche im Bereich „Düsternbrook“ im 
Ortsteil (OT) Rastorfer Passau wird es möglich, die formulierten kleinräumlichen 
städtebaulichen und siedlungspolitischen Zielsetzungen sinnvoll umzusetzen. 
Das Gebiet bietet neben seiner unmittelbaren Nähe zu den vorhandenen Sied-
lungsteilen und der damit verbundenen verkehrsgünstigen Lage außerdem ein 
ansprechendes Grün- und Freiraumangebot in unmittelbarer Umgebung und run-
det das südwestliche Siedlungsgefüge sinnvoll ab. 
 
Zur Umsetzung der städtebaulichen Zielsetzungen besteht aufgrund der mit den 
Planungen verbundenen Sach- und Fachfragen (Baurecht, Erschließung, Hydrau-
lik, ruhender Verkehr, Freiraum etc.) das Erfordernis zur Aufstellung des Bebau-
ungsplanes Nr. 6 im Sinne des § 1 Abs. 3 BauGB im beschleunigten Verfahren 
nach § 13b BauGB. 

 
Mit dem Bebauungsplan sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für ein 
städtebaulich und typologisch homogenes Quartier geschaffen werden, dass mit 
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Abbildung 1 Strukturelle Lagesituation des Plangebietes, Luftbild (Google Maps) 

seiner Bebauungsstruktur die gemeindlichen Zielsetzungen erfüllen kann, sich 
harmonisch in das bestehende Umfeld einfügt und die vorhandenen Grünstruktu-
ren angemessen erhält und ergänzt. 
 
Der rechtswirksame Flächennutzungsplan der Gemeinde Rastorf weist für das 
Plangebiet (Stand: Neuaufstellung, 2006) bereits die Darstellung einer Wohnbau-
fläche gem. § 1 Abs. 1 Nr. 1 BauNVO auf. Die mit der Aufstellung des Bebau-
ungsplanes Nr. 6 beabsichtigte städtebauliche und gemeindliche Entwicklungs-
planung kann daher aus dem wirksamen Flächennutzungsplan entwickelt wer-
den. Die räumliche Gesamtentwicklung bedingt auf der nördlich angrenzenden 
Fläche jedoch eine Anpassung der vorhandenen Darstellung und daher einer (im 
beschleunigten Verfahren nach § 13b möglichen) Berichtigung des Flächennut-
zungsplanes zur planungsrechtlichen Sicherung der Grünflächennutzung. 

 

2. Lage, Größe und Nutzung 

Rastorf ist eine Gemeinde im Kreis Plön. Neben dem Gut Rastorf und dessen 
ehemaligen Meierhof Hoheneichen liegen die Dörfer (Ortsteile) Rosenfeld, 
Wildenhorst und Rastorfer Passau im Gemeindegebiet, welches verkehrsgünstig 
an der Bundesstraße 202, knapp 18 km von der Landeshauptstadt Kiel entfernt 
liegt und rund 797 Einwohner (Stand: 31. Dezember 2020) beherbergt. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 6 liegt am südwestlichen Sied-
lungsrand im OT Rastorfer Passau, südlich der Bundesstraße 202 in Anbindung 
an die Straße „Düsternbrook“. 
 
Das Plangebiet weist eine Gesamtgröße von ca. 15.300 m² (1,53 ha) auf. 
 
An das Plangebiet grenzen: 
 

 im Norden die Siedlungsstrukturen entlang der Bundesstraße 202; 

 im Osten landwirtschaftliche Flächen; 

 im Süden landwirtschaftliche Flächen und die freie Landschaft sowie 

 im Westen die Siedlungsstrukturen entlang der Straße ‚Düsternbrook‘. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

Wohngebiet 

„Düsternbrook“ 

Geltungsbereich 

Plangebiet 

B 202 
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Die Abgrenzung des Plangeltungsbereiches wird in dem beiliegenden Planwerk 
dargestellt, die räumliche Lage im Gemeindegebiet kann dem Übersichtsplan 
entnommen werden. Die strukturelle Einbindung des Plangebietes in das örtliche 
Umfeld wird im hier abgedruckten Luftbild dargestellt. 
 
Die Fläche selbst wurde bisweilen nahezu vollständig landwirtschaftlich bestellt 
und genutzt und ist daher unbebaut. Im nordwestlichen Bereich befinden sich 
Spielgeräte einer freiräumlich eingefassten Spielplatznutzung. 

 

3. Rechtsgrundlagen und Verfahren 

3.1. Rechtliche Grundlagen 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 6 der Gemeinde Rastorf (Kreis Plön) 
erfolgt nach 
 

 dem Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom           
3. November 2017 (BGBI. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 14. Juni 2021 (BGBI. I S. 1802); 

 der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 21. November 2017 (BGBI. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBI. I S. 1802); 

 der Planzeichenverordnung (PlanzV) vom 18. Dezember 1990 (BGBI. 1991 I 
S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBI. I S. 
1802) geändert worden ist; 

 dem Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in der Fassung vom 29. Juli 2009 
(BGBI. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel 290 VO des Gesetzes vom               
19. Juni 2020 (BGBI. I S. 1328, 1362) geändert worden ist; 

 dem Landesnaturschutzgesetz Schleswig-Holstein (LNatSchG-SH) in der 
Fassung vom 24. Februar 2010, das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom       
13. November 2019 (GVOBI. S. 425) geändert worden ist sowie 

 der Landesbauordnung für das Land Schleswig-Holstein (LBO-SH) in der 
Fassung vom 22. Januar 2009, die zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom            
1. Oktober 2019 (GVOBI. S. 398) geändert worden ist. 

 

3.2. Verfahren 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 6 der Gemeinde Rastorf (Kreis Plön) 
erfolgt auf Grundlage des formellen Aufstellungsbeschlusses durch die Gemein-
devertretung vom 27.09.2021 und wird als Bebauungsplan im beschleunigten 
Verfahren nach § 13b (Außenbereichsflächen) durchgeführt. 
 
Die Entscheidung, das beschleunigte Verfahren nach § 13b BauGB anzuwenden 
wird damit begründet, dass es sich bei den überplanten Flächen de facto um Au-
ßenbereichsflächen an im Zusammenhang bebauten Ortsteilen handelt, auf de-
nen gemäß des Grundgedanken des § 13b die Schaffung von Wohnnutzungen 
zur Arrondierung des Siedlungszusammenhangs beabsichtigt wird. 
 
Durch den Bebauungsplan wird keine Zulässigkeit von Vorhaben begründet, die 
einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen. 
Die Schaffung von Wohngebäuden auf am Siedlungszusammenhang angebun-
denen Außenbereichsflächen wird im Hinblick auf die Umweltverträglichkeit als 
unproblematisch eingestuft. 
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Abbildung 2 Ausschnitt aus dem LEP Schleswig-Holstein (2010), Fortschreibung 2021 

Durch die Planung werden keine Natura-2000-Gebiete oder sonstige schützens-
werte Naturräume tangiert oder beeinträchtigt (Bundesamt für Naturschutz (BfN) 
sowie Umwelt-Atlas (Land Schl.-Holst.); abgefragt am 21.01.2022). 
 
Es bestehen keine Anhaltspunkte dafür, dass bei der Planung Pflichten zur Ver-
meidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 
Abs. 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) zu beachten sind. 

 
Im beschleunigten Verfahren nach § 13b BauGB gelten die Vorschriften des ver-
einfachten Verfahrens nach § 13 Abs. 2 BauGB. Daher kann gemäß § 13 Abs. 2 
Nr. 1 BauGB auf die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 
BauGB sowie die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öf-
fentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB verzichtet werden. Die Gemeinde 
Rastorf macht hiervon teilweise Gebrauch. 

 

4. Rahmenbedingungen und planerische Vorgaben 

Nach § 1 BauGB sind Bauleitpläne aufzustellen, „sobald und soweit es für die 
städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist“. Diese sind entspre-
chend § 1 Abs. 3 und 4 BauGB den „Zielen der Raumordnung“ anzupassen. 

 

4.1. Landes- und Regionalplanung 

4.1.1. Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein (LEP 2010, Fortschreibung 2021) 

Die seit Dezember 2021 wirksame Fortschreibung des Landesentwicklungspla-
nes 2010 Schleswig-Holstein (LEP) ist die Grundlage der räumlichen Entwicklung 
des Landes bis zum Jahr 2036 und orientiert sich an den Leitbildern und Hand-
lungsstrategien, die von der Ministerkonferenz für Raumordnung für die räumliche 
Entwicklung in der Bundesrepublik Deutschland festgelegt worden sind. 
 
Das übergeordnete Leitbild des Landesentwicklungsplanes soll die Entwicklung 
für alle Teilräume Schleswig-Holsteins ermöglichen und die vorhandenen Poten-
ziale nachhaltig, umweltverträglich und zukunftsorientiert ausschöpfen, sodass al-
le Regionen gleichwertige Lebensverhältnisse bieten können. 
 

Gemeinde 

Rastorf 

OT Rastorfer 

Passau 
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Der Landesentwicklungsplan enthält für die Gemeinde Rastorf; OT Rastorfer 
Passau folgende Aussagen bzw. Festsetzungen (aufgrund der flächenhaften Ver-
teilung der Ortslagen haben diese z.T. unterschiedliche Inhalte innerhalb des 
Landesentwicklungsplanes): 
 
 Liegt im ländlichen Raum 
 Grenzt an einen Entwicklungsraum für Tourismus und Erholung 
 Liegt nahe eines 10km-Umkreis um den Zentralbereich 

eines Oberzentrums (Landeshauptstadt Kiel) 
 Wird von einer Bundessstraße (B 202) durchquert 

 
Die Begründung zu den Grundsätzen und Zielen der Raumordnung legt dar, dass 
die „Identität und Zukunftsfähigkeit der vielen attraktiven und leistungsstarken 
ländlichen Räumen ebenso erhalten und gesichert werden muss, wie ihre natürli-
chen Ressourcen.“ Die Herausforderungen für die ländlichen Räume, insbeson-
dere wenn sie nicht an ein Oberzentrum angebunden sind, sind vielfältig. Wegen 
ihrer besonderen Bedeutung für diese Räume soll hier vor allem auch „die Land-
wirtschaft gesichert und gestärkt werden.“ 
 
Der Landesentwicklungsplan formuliert überdies zum Thema „Wohnungsversor-
gung“ die folgenden Grundsätze und Ziele: 

 
Alle Gemeinden des Landes sollen eine bedarfsgerechte Versorgung der Bevöl-
kerung mit einem entsprechenden Wohnraumangebot sicherstellen. Dieses An-
gebot soll die künftig absehbare Nachfrage decken und hinsichtlich Größe, Aus-
stattung, Lage, Gestaltung des Wohnumfeldes und Preis den Ansprüchen der 
Nachfrage angemessen Rechnung tragen. 
 
Wohnbauliches Entwicklungskontingent 
Das wohnbauliche Entwicklungskontingent beträgt für Gemeinden, die nicht in-
nerhalb eines Ordnungsraumes liegen, im Zeitraum 2022 bis zum Jahr 2036 ei-
nen Zuwachs an Wohneinheiten um 10 % - bezogen auf den Wohnungsbestand, 
der am 31.12.2020 festgestellt wurde. Wohneinheiten, die in Gebäuden mit drei 
und mehr Wohnungen entstehen, werden dabei nur zu zwei Drittel auf den wohn-
baulichen Entwicklungsrahmen angerechnet. 
 
Mit Stichtag 31.12.2020 bestanden in der Gemeinde Rastorf 396 Wohneinheiten. 
Die Gemeinde darf bis zum Jahr 2036 den Wohnungsbestand um 10 % erhöhen 
– dies entspricht 39 Wohneinheiten. Von dem zulässigen Kontingent sind die 
Einheiten abzuziehen, die seit dem 01.01.2018 neu geschaffen wurden – diese 
Zahl belief sich gemäß Baufertigstellungsstatistik auf drei (Stand: Dezember 
2020). Das Restkontingent beträgt somit also noch maximal 36 Wohneinheiten. 

 

4.1.2. Regionalplan Schleswig-Holstein (2000) 

Der 2001 in Kraft getretene Regionalplan für den Planungsraum III „Schleswig-
Holstein Mitte“ beinhaltet Ziele und Grundsätze zur räumlichen Entwicklung der 
Landeshauptstadt Kiel, der kreisfreien Stadt Neumünster sowie der Kreise Plön 
und Rendsburg-Eckernförde. Eine Fortschreibung der Regionalpläne steht noch 
aus, sodass weiterhin der derzeit noch gültige Regionalplan aus dem Jahr 2001 
als maßgebende Planungsvorgabe anzusehen ist. 
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Abbildung 3 Ausschnitt aus dem Regionalplan Schleswig-Holstein (2001) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Für die Gemeinde Rastorf; OT Rastorfer Passau ergeben sich aus dem Regio-
nalplan folgende Aussagen bzw. Festsetzungen: 

 
 Liegt im Ordnungsraum der Landeshauptstadt Kiel 
 Liegt im ländlichen Raum 
 Befindet sich nahe eines Gebietes mit besonderer 

Bedeutung für Tourismus und Erholung 
 Wird von einer Bundessstraße (B 202) durchquert 

 
In Schleswig-Holstein werden in den nächsten Jahren alle Regionalpläne voll-
ständig neu aufgestellt. Die Neuaufstellung der Regionalpläne erfolgt dann für die 
drei neuen Planungsräume. Die bisherigen Pläne gelten bis dahin weiter – aller-
dings sind die Maßgaben des 2021 fortgeschriebenen Landesentwicklungsplanes 
(s.o.) bei abweichenden Festsetzungen als maßgebend zu betrachten. 

 

4.2. Flächennutzungsplan 

Im aktuell wirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Rastorf (Stand für das 
Plangebiet: Neuaufstellung, 2006) wird nahezu die gesamte Fläche des Plange-
bietes als 'Wohnbaufläche' (W) dargestellt. Lediglich im westlichen Übergangsbe-
reich zur Straße ist eine Grünfläche mit der Zweckbestimmung ‚Spielplatz‘ aus-
gewiesen. 
 
Der nördliche Bereich der Wohnbaufläche wurde jedoch im Rahmen der Geneh-
migung der Neuaufstellung 2006 ausgenommen – Hintergrund hierbei waren ins-
besondere die damals auf die Fläche einwirkenden Geruchsimmissionen seitens 
umliegender landwirtschaftlicher Betriebe. 
 
Die Gemeinde beabsichtigt im Rahmen des Bebauungsplanes neben der Reali-
sierung der geplanten wohnbaulichen Entwicklung überdies die langfristige Siche-
rung der heutigen Grünflächennutzung im Bereich der nördlichen (von der Ge-
nehmigung ausgenommenen) „negierten“ Wohnbaufläche. 
 
Ein Verfahren zur Änderung des gültigen Flächennutzungsplanes ist im be-
schleunigten Verfahren nach § 13a BauGB nicht erforderlich. Der Flächennut-
zungsplan wird im Wege der 1. Änderung durch Berichtigung angepasst. 

OT Rastorfer 

Passau 
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Abbildung 4 Ausschnitt aus dem wirksamen Flächennutzungsplan (Stand: Neuaufstellung) 

Abbildung 5 Ausschnitt aus dem Landschaftsplan der Gemeinde Rastorf 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die künftige Darstellung für das Gebiet des Plangeltungsbereiches soll entspre-
chend der zugrundliegenden Planungsabsichten neben der zu übernehmenden 
Wohnbaufläche (W) eine Grünfläche mit der Zweckbestimmung ‚Gemeindewiese‘ 
sein. Die Darstellung der Spielplatznutzung im westlichen Bereich wird ebenfalls, 
in leicht reduzierter Dimension, übernommen. 
 

4.3. Landschaftsplan 

Gemäß § 8 Abs. 2 BauGB sind Bebauungspläne „aus dem Flächennutzungsplan 
zu entwickeln“ und die Belange des Landschaftsplanes zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Gemeinde Rastorf verfügt über einen Landschaftsplan aus dem Jahre 1999. 
In diesem wird das Plangebiet neben der Darstellung der Spielplatznutzung auf 
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Abbildung 6 u. 7 L: Blick auf das zentrale Plangebiet, R: Westliche Spielplatznutzung mit Geräten 

der vorhandenen westlichen Grünfläche als landwirtschaftliche Fläche ausgewie-
sen und durch eine Darstellung der vorhandenen Eingrünungen ergänzt. Im süd-
lichen Areal des Plangeltungsbereiches weist der Landschaftsplan bereits eine 
mögliche Erweiterung des vorhandenen Siedlungsraumes in das Plangebiet auf. 

 
Der Landschaftsplan stellt daher keine über den Flächennutzungsplan hinausge-
henden oder abweichenden Ziele für den Plangeltungsbereich dar, sondern 
stimmt vielmehr mit den Planungsgedanken des Bebauungsplanes überein. 

 

5. Plangebiet / Städtebauliches Konzept 

5.1. Plangebiet / Bestandssituation 

Das ca. 21.080 m² (2,10 ha) große Plangebiet liegt am südwestlichen Siedlungs-
rand im OT Rastorfer Passau, südlich der ‚Lütjenburger Straße‘ (Bundesstraße 
202) in östlicher Anbindung an die Straße ‚Düsternbrook‘. Die überplanten Flä-
chen befinden sich nahezu vollständig im Eigentum der Gemeinde Rastorf. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Bei den Flächen des Plangebietes handelt es sich größtenteils um landwirtschaft-
lich genutzte Ackerflächen (Grünland) mit randlichen Baum- oder Gehölzgruppen 
(z.T. Knicks). Im westlichen Teil befindet sich eine freiräumlich in die begrenzen-
den Grünstrukturen eingebundene Spielplatznutzung mit entsprechenden Spiel-
geräten sowie Sitzgelegenheiten. Das Gelände ist insbesondere östlich der 
Spielplatznutzung weitestgehend topographisch geprägt und vollständig unbe-
baut und unversiegelt. 
 
Im zentralen Bereich, südlich fortlaufend der vorhandenen Spielplatznutzung, hat 
sich ein breiter Gehölzbestand entwickelt. Charakter und Funktion eines Knicks 
sind hier jedoch nur partiell gegeben. Es handelt sich darüber hinaus vor allem 
um naturbelassenen Gehölzaufwuchs. Ein Teil des Gehölzes wird von einer Mul-
de durchzogen, die bei starkem Regen auch Wasser führt. 
 
Ein Teil der Fläche wird von Knickstrukturen gesäumt und eingefasst. Alle diese 
Knicks sind nach § 21 LNatSchG geschützte Biotope. 

 

5.1.1. Städtebauliche Struktur 

Das Umfeld des Plangebietes ist durch eine relativ homogene Siedlungs- und 
Bebauungsstruktur geprägt, welche die Siedlungs- und Bewohnerstruktur infolge 
der Ortsentwicklung abbilden. Hinsichtlich der Bebauungstypologie ist das „klas-
sische“ Einfamilienhaus als dominante Bauform ortsbildprägend. Im Bereich ent-
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lang der Bundesstraße 202 finden sich, resultierend aus der vorprägenden land-
wirtschaftlichen Nutzung, vereinzelt großflächigere Bebauungen wieder. 
 
Das Geschossniveau der Gebäude in der Umgebung liegt vorwiegend bei einem 
(I) Vollgeschoss, in den meisten Fällen mit ausgebautem Dachgeschoss. 
 

5.2. Planungsüberlegungen 

Die städtebauliche Grundidee soll die behutsame Entwicklung eines kleinteiligen, 
homogenen Wohnquartiers mit hoher Freiraum- und Lebensqualität ermöglichen, 
welches an seiner exponierten Lage mit unmittelbarem Bezug zur sich öffnenden 
Landschaft besondere Bedeutung zukommt. Das neue Quartier rundet das süd-
westliche Siedlungsgefüge von Rastorfer Passau ab und integriert bzw. ergänzt 
die bestehenden Grün- und Freiraumstrukturen. 
 
Die Planung weist in vergleichbarer Art und Weise zu den sich in der unmittelba-
ren Umgebung befindlichen Siedlungsstrukturen eine entsprechende bauliche 
Ausformung und Dichte auf, um in dem Quartier ein dem Ort möglichst zuträgli-
ches Angebot an neuem, dem ländlichen Raum entsprechenden, Wohnraum in 
attraktiver Randlage bieten zu können. 
 
Die vorgesehene Bebauung soll sowohl dem örtlichen (regionalen) Bedarf wie 
auch der Nachfrage junger Familien nach klassischen Baugrundstücken für Ein-
zelhäuser im ländlichen Raum Rechnung tragen, wobei sich Bautypologie und 
Geschossigkeit dem Bestand in der Umgebung eindeutig angliedern soll. 
 

5.2.1. Städtebauliches Konzept 

In dem Plangebiet soll eine kleinteilige Wohngebietsentwicklung entstehen, deren 
Bebauungsstruktur sich an der Örtlichkeit und dem Bedarf orientiert. Ziel ist die 
Schaffung eines lebenswerten, grünen Umfelds mit einem attraktiven Angebot an 
Baugrundstücken. 
 
Das zugrundeliegende Gestaltungskonzept sieht daher in zwei denkbaren 
Planungsvarianten (Stand: Januar 2022) eine geordnete städtebauliche 
Entwicklung unter Beachtung der örtlichen Qualitäten des Gebietes und einer der 
Umgebung angepassten Grün- und Freiraumgestaltung bzw. deren Einbeziehung 
vor. Daher sollen die das Gebiet umschließenden und Grün- und Baumbestände 
ebenso erhalten bleiben wie der innerhalb des Plangebietes verortete 
Gehölzbestand mit seiner bereichernden Wirkung für die Umgebung und das 
neue Lebensumfeld seiner künftigen Bewohner. 
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Innerhalb des neuen Quartiers soll der Versiegelungsgrad daher auch nicht höher 
sein als in den sich anschließenden Siedlungsteilen. Mit den geplanten 
Festsetzungen zur Einzelhausbebauung mit dem entsprechenden Maß der 
baulichen Nutzung (Geschossigkeit, Dachform, Gebäudehöhe etc.) sowie 
Anforderungen an die äußere Gestaltung soll ein homogenes Siedlungs- und 
Ortsbild erzeugt werden, welches durch die Ausformung und Erhaltung des 
grünen Gesamteindrucks Landschaftsbild-prägend ergänzt wird. 
 
Die Erschließung des neuen Quartiers erfolgt über eine (ggf. teilweise mit 
Parktaschen und zentraler Wendemöglichkeit ausgestatteten Wohnstraße als 
verkehrsberuhigte Mischverkehrsfläche, welche von der angrenzenden Straße 
‚Düsternbrook‘ aus in das Plangebiet abgeleitet wird. 
 
Die beiden Gestaltungsvarianten ordnen, jeweils in unterschiedlicher Prägung der 
Ausrichtung, jeweils Wohnbaugrundstücke um die Planstraße an. Das 
Augenmerk auf die Berücksichtigung der vorhandenen Grünstrukturen ist 
ebenfalls unterschiedlich stark ausgeprägt und unterscheidet sich vor allem in der 
Anordnung der Planstraße um die Gehölzstrukturen sowie die damit verbundene 
Abwicklung der Baugrundstücke. 
 
Die Planstraße mündet in beiden Planungsvarianten im zentralen Bereich des 
Quartiers in eine Wendeschleife mit 22,00 m Durchmesser, was die Befahrbarkeit 
bzw. Wendemöglichkeit von Müll- und Zulieferfahrzeugen ebenso sicherstellt wie 
die Abwicklung des privaten Verkehrs. Beide Varianten ordnen im Bereich des 
Wendehammers zusätzliche öffentliche Stellplätze an. Darüber hinaus ist die 
Unterbringung von Parktaschen entlang der Planstraße angedacht. 

 

6. Inhalte der Planung 

6.1. Art der baulichen Nutzung 

Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO) 
Es wird ein ‚Allgemeines Wohngebiet‘ (WA) gemäß § 4 BauNVO festgesetzt. 
 
In dem Allgemeinen Wohngebiet (WA) sind gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO die 
nach § 4   Abs. 3 Nr. 1, Nr. 4 und Nr. 5 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nut-
zungen (Betriebe des Beherbergungsgewerbes, Gartenbaubetriebe und Tankstel-
len) nicht zulässig. 
 
Um die vorgesehene und städtebaulich beabsichtigte Nutzung „Wohnen“ inner-
halb des Plangebietes zu sichern, setzt der Bebauungsplan ein Allgemeines 
Wohngebiet (WA) gemäß § 4 BauNVO fest. 

 
Die Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebietes schließt nicht aus, dass ein-
zelne Räume in den Wohngebäuden gewerblich bzw. freiberuflich genutzt werden 
können. Grundsätzlich sind freie Berufe, die im häuslichen Arbeitszimmer ausge-
übt werden, denkbar und allgemein zulässig. Somit kann der zunehmenden Be-
deutung zur Ausübung von Dienstleistungen in enger Verknüpfung mit der eige-
nen Wohnnutzung (z.B. Grafikdesign, Mediation, Steuerberatung o.ä.) ebenso 
Rechnung getragen werden wie der Einrichtung von adäquaten Heimarbeitsplät-
zen, mit denen Unternehmen ihren Mitarbeitern die vollständige oder zeitweise 
Arbeit von zu Hause ermöglichen. 
 
Aufgrund der primär beabsichtigten Wohnnutzung innerhalb des Plangebietes 
lässt der Bebauungsplan nur sinnvolle wohnergänzende Nutzungen zu, also sol-
che Nutzungen, die im Prinzip den Charakter eines zusammenhängenden Wohn-
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gebietes nicht (erheblich) stören bzw. ihn sinnvoll ergänzen. Aufgrund dessen 
werden Nutzungen ausgeschlossen, die aufgrund ihres hohen Flächenverbrau-
ches und der ggf. einhergehenden Schadstoffgefährdungen bzw. entstehenden 
Emissionen nicht mit dem gewünschten Charakter des Plangebietes und seinem 
bestehenden Umfeld vereinbar sind (Gartenbaubetriebe und Tankstellen). Die 
Ansiedlung bzw. Entwicklung solcher Nutzungen innerhalb des Plangebietes wird 
zudem als nicht realistisch angesehen. 
 
Ein Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren nach § 13b BauGB dient der 
Überplanung von Außenbereichsflächen für Wohnnutzungen. Obgleich auch in 
einem Allgemeinen Wohngebiet wohnergänzende Nutzungen zulässig seien dür-
fen, muss die Wohnnutzung im Vordergrund stehen. Diese Voraussetzung wird 
erfüllt, sofern die gemäß § 4 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO (auch nur ausnahmsweise) 
Zulässigkeit von Betrieben des Beherbergungsgewerbes ausgeschlossen wird 
(vgl. BaWüVGH, Beschluss vom 14.04.2020 – 3 S 6/20). Maßgeblich ist dabei 
einmal das solchen Betrieben im Hinblick auf die Wohnnutzung zukommende 
Beeinträchtigungspotenzial (vgl. BayVGH, Beschluss vom 09.05.2018 – 2 NE 
17.2528 – NuR 2019, 421). Auch weisen solche Betriebe keinen funktionalen Be-
zug mehr zur Wohnnutzung auf. Sie sind – zumal ohne Größenbeschränkung – 
auch nicht mehr als wohnähnlich einzustufen; die Grenze zur unzulässigen ge-
werblichen Nutzung ist dabei überschritten. 

 

6.2. Maß der baulichen Nutzung 

Die zur Umsetzung der städtebaulichen Zielsetzungen erforderlichen Regelungen 
zum Maß der baulichen Nutzung werden in dem Allgemeinen Wohngebiet durch 
die Festsetzung einer Grundflächenzahl bzw. einer maximal zulässigen Grundflä-
che und einer Zahl der Vollgeschosse bzw. Gebäudehöhe als absolute Höhen in 
m über Normal-Höhen-Null (NHN), bezogen auf festzulegende Höhenbezugs-
punkte (HBP) oder eine festzulegende Bezugshöhe (z.B. Mittleres Höhenniveau 
der Straße o.ä.) getroffen. 
 
Grundflächenzahl (GRZ) 
Die zulässige Grundflächenzahl (GRZ) wird innerhalb des Plangebietes aufgrund 
der vorgesehenen Einzelhausbebauung auf 0,3 oder 0,4 festgesetzt werden. Die-
se Festsetzung hinsichtlich der zulässigen Grundfläche orientiert sich an den für 
die Nutzung notwendigen Belangen und den Orientierungswerten innerhalb eines 
Allgemeinen Wohngebietes nach § 17 BauNVO. Damit wird die städtebauliche 
Dichte in den gewünschten, ortsverträglichen Maßen gehalten und gleichzeitig 
eine wirtschaftlich und gestalterisch sinnvolle Grundstücksausnutzung gewähr-
leistet. 
 
Zahl der Vollgeschosse / Höhe baulicher Anlagen 
Für das gesamte Plangebiet wird der Bebauungsplan eine ortsangemessene Hö-
henentwicklung (voraussichtlich ein Vollgeschoss) der einzelnen Bauflächen 
durch die Festsetzung von Geschossigkeiten und damit verbundenen maximalen 
Gebäudehöhen vorsehen. So soll der Lage des künftigen Wohngebietes und der 
beabsichtigten Raumwirkung der Gebäude Rechnung getragen werden. 
 
Die voraussichtliche Festlegung auf ein (I) Vollgeschoss für „klassische“ Einfami-
lienhausgrundstücke als maximal zulässige Anzahl innerhalb des Plangebietes 
orientiert sich vor allem an der im angrenzenden Siedlungsbestand vorzufinden-
den Bebauung.  
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6.3. Bauweise / Überbaubare Grundstücksflächen 

Innerhalb der gesamten Plangebietes werden nur Gebäude als Einzelhäuser (E) 
zulässig. Die überbaubaren Grundstücksflächen werden mittels Baufenster fest-
gesetzt, welche durch Baugrenzen definiert sind. 
 
Die Baufenster werden, je nach ausgewählter Planungsvariante, auf die jeweils 
sinnvolle Grundstücksausnutzung ausgerichtet und ausreichend dimensioniert 
um eine architektonisch zeitgemäße Bebauung in individueller Ausformung und 
ortstypischer bzw. beabsichtigter Gesamtanordnung zu ermöglichen. 
 

6.4. Grundstücksgröße 

Mindestgröße von Grundstücken 

Um für die gewünschte Bautypologie ausreichend Freiraum und Abstände zu 
Nachbargrundstücken zu gewährleisten, werden ggf. Mindestgrößen für die ein-
zelnen Wohnbaugrundstücke festgesetzt. 
 

6.5. Stellplätze, Garagen, überdachte Stellplätze (Carports) und Nebenanlagen 

Anzahl der Stellplätze / Ruhender Verkehr 

Die notwendigen Stellplätze innerhalb des Plangebietes sollen ausschließlich auf 

den privaten Grundstücken hergestellt werden. Hierdurch soll vor allem verhindert 

werden, dass ein zu großer Anteil des öffentlichen (Straßen-) Raumes durch 

Kraftfahrzeuge eingenommen und beeinträchtigt wird. 

 

Zur Sicherstellung ausreichender Stellplatzkapazitäten wird die Mindestanzahl 

der auf den privaten Baugrundstücken zu errichtenden notwendigen Stellplätze 

festgesetzt – voraussichtlich auf 2 Stellplätze je Wohneinheit, wie im ländlichen 

Raum noch immer üblich und sinnvoll. 

 

Zur Unterbringung des Besucher- und Überschussverkehrs werden innerhalb des 

Plangebietes eine kleine Sammelstellplatzanlage im Bereich des Wendehammers 

sowie straßenbegleitende Parktaschen vorgesehen. 

 

6.6. Grünordnung 

Um künftig nicht nur ein homogenes Siedlungsbild mit ansprechender Gestaltung 
der versiegelten Flächen zu gewährleisten, sondern auch eine optisch möglichst 
ansprechende Einbindung des Plangebietes in die Umgebung und das Land-
schaftsbild zu erzielen, werden einige grünordnerische Festsetzungen getroffen, 
welche im weiteren Planverfahren zu erarbeiten sind. Diese sollen nicht nur zum 
Schutz und zur Ergänzung der vorhandenen Grün- und Knickstrukturen dienen, 
sondern vielmehr auch einen, im Rahmen der Möglichkeiten, Beitrag zum klein-
räumlichen Klima- und Umweltschutz leisten. 
 
Diese Festsetzungen werden neben dem Erhalt, Schutz und der Ergänzung (An-
pflanzung) von Knicks bzw. Gehölzstrukturen auch Regelungen zur Ausgestal-
tung von Vorgärten (Verbot von Schottergärten u.ä.), der Anpflanzung von Stra-
ßenbäumen etc. sowie der Ausgestaltung der nördlich verorteten Grünfläche mit 
der Zweckbestimmung ‚Gemeindewiese‘ beinhalten. Hier ist die Herstellung einer 
naturnahen Grünfläche in Form einer kraut- und staudenreichen Parkwiesen an-
gedacht, die der heimischen Insektenwelt Nahrung und Lebensraum bieten kann 
und einen großzügigen grünen Puffer zwischen den Siedlungsteilen sicherstellt. 
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6.7. Örtliche Bauvorschriften / Gestalterische Festsetzungen 

Der Anspruch an ein optisch verträgliches und ansehnliches Gesamtbild eines 
(neuen) Wohngebietes erfordert Aussagen und Festsetzungen über die Ausge-
staltung der Gebäude hinsichtlich Materialität, Farben, Fassaden, Dächern und 
den damit zusammenhängenden Fragestellungen. Im Zusammenspiel mit den 
beabsichtigten Festsetzungen zu Art und Maß der baulichen Nutzung wird 
dadurch die Qualitätssicherung des bebauten Raumes sichergestellt. Entspre-
chende gestalterische Festsetzungen als örtliche Bauvorschriften werden im wei-
teren Verfahrensverlauf abgestimmt und benannt. 

 

6.8. Erschließung / Verkehrsflächen 

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 
Die Erschließung des Plangebietes soll über eine geplante Zufahrt von der Stra-
ße ‚Düsternbrook‘ aus erfolgen und im Anschluss innerhalb des Quartiers entlang 
der geplanten Wohnbaugrundstücke parallel zum Straßenverlauf ‚Düsternbrook‘. 
 
Angesichts des beabsichtigten verkehrsberuhigten Quartierscharakters ist die Er-
richtung einer, durch entsprechende Materialien erkennbaren, Mischverkehrsflä-
che innerhalb des gesamten Plangeltungsbereiches angedacht. Diese stellt nicht 
nur die grundstücksbezogene Erschließung für den motorisierten Individualver-
kehr sowie für Anliefer-, Müll- und Rettungsfahrzeuge sicher, sondern bietet zu-
dem vielmehr auch Fußgängern und Radfahrern eine sichere Passage. 
 
Die konkrete Ausgestaltung der im Bebauungsplan festzusetzenden Verkehrsflä-
che besonderer Zweckbestimmung (Verkehrsberuhigter Bereich) wird Gegen-
stand der nachgeordneten Straßenausführungsplanung. 
 
Öffentliche Stellplätze 
Neben den Stellplätzen auf den privaten Wohnbaugrundstücken werden im Sinne 
der Bebauungsstudie auch öffentliche Parkstände hergestellt. Diese sind im Ver-
lauf der geplanten Erschließungsstraße straßenbegleitendend und zentral im Be-
reich des Wendehammers vorgesehen. Im Bebauungsplan werden zur Sicherung 
der Herstellung dieser Parkflächen entsprechende Festlegungen getroffen. 

 

7. Ver- und Entsorgung 

Bei den Flächen des Plangebietes handelt es sich um (landwirtschaftliche) 
Ackernutzflächen. Daher ist von Anschlüssen für die Energieversorgung (Strom, 
Gas, Wasser) und Entsorgung (Abwasser) frühestens im Nahbereich der vorhan-
denen Straßenverkehrsflächen (‚Düsternbrook‘) auszugehen. 
 
Im Rahmen von künftigen Erschließungs- und Baumaßnahmen werden daher 
neue Ver- und Entsorgungsleitungen zu schaffen sein, deren Verlauf, Organisati-
on und Dimensionierung im weiteren Planungs- und Verfahrensverlauf mit den 
verschiedenen Leistungsträgern abgestimmt werden soll. 
 
Energie- und Wasserversorgung 
Die Versorgung mit Energie (Strom, Gas) erfolgt ortsüblich durch die Schleswig-
Holstein Netz AG. 

 
Da es sich bei den Flächen um unbebaute Areale handelt, sind Anschlüsse für 
die Energieversorgung (Strom, Gas, Wasser) und Entsorgung (Abwasser) grund-
sätzlich herzustellen. Die Gemeinde Rastorf bezieht ihr Trinkwasser für den OT 
Rastorfer Passau über den Wasserbeschaffungsverband Panker-Giekau. 
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Telekommunikationseinrichtungen 
Die Gemeinde Rastorf ist an das Netz des Zweckverbandes Breitbandversorgung 
im Kreis Plön angeschlossen. Der Breitbandausbau ist im gesamten Amtsbereich 
mittlerweile weitestgehend abgeschlossen (Stand: Juni 2020). Im Falle eines 
(notwendigen) Netzausbaus sollte eine frühzeitige Abstimmung bzgl. der notwen-
digen Fragestellungen zwischen Erschließungsträger und dem Zweckverband er-
folgen. 

 
Abwasserentsorgung 
Die Gemeinde Rastorf ist abwasserbeseitigungspflichtig und verfügt über eine 
Abwassersatzung (Stand: 1994), daher besteht ein grundsätzliches Anschluss-
recht (ggf. auch Anschlusszwang) für Grundstücke. Von einer, auch künftig wei-
terhin gesicherten, Anschlussmöglichkeit an die öffentliche Schmutzwasserkana-
lisation kann daher ausgegangen werden. Die Abwasserbeseitigung (auch Klein-
kläranlagen) wird durch die Gemeinde selbst betrieben und sichergestellt. 
 
Da es sich bei den Flächen um unbebaute Areale handelt, sind Anschlüsse für 
die Entsorgung (Abwasser) grundsätzlich im Rahmen der Erschließungsmaß-
nahmen herzustellen. Anschlussfähige Anlagen sind im Bereich der angrenzen-
den Straße ‚Düsternbrook‘ vorhanden und ggf., sofern notwendig, gemäß den 
Regeln der Technik entsprechend zu ertüchtigen. 
 
Oberflächenentwässerung 
Die Oberflächenwasserbeseitigung obliegt der Gemeinde Rastorf. Gemäß EU-
Wasserrahmenrichtlinie und Erlass A-RW 1 vom 01.10.2019 ist bei der Bauleit-
planung besonderes Augenmerk auf die Ableitung von Niederschlagswasser zu 
richten und sicherzustellen, dass der natürliche Wasserhaushalt der potenziell 
natürliche Ursprungsflächen als Versickerung, Verdunstung und Abfluss in ein 
Oberflächengewässer nicht relevant verändern wird. 
 
Die entsprechend notwendigen Untersuchungen und Abstimmungen zur Oberflä-
chenwasserableitung erfolgen im Zuge des weiteren Planverfahrens. 
 
Löschwasser 
Die Löschwasserversorgung erfordert 48 m³/h für einen Zeitraum von zwei Stun-
den im Umkreis von 300 m. Nach der Hydranten-Richtlinie sollten Hydranten in 
Wohngebieten so errichtet werden, dass der Abstand untereinander 120 m nicht 
überschreitet. Hierdurch wird sichergestellt, dass von der Feuerwehr die Hilfefrist 
(= Zeitraum bis zur Einsatzbereitschaft vor Ort) eingehalten werden kann. 
 
Das Wasserversorgungsnetz innerhalb der Gemeinde Rastorf ist auf Trinkwasser 
ausgelegt. Im Notfall können jedoch die in der Straße ‚Düsternbrook‘ vorhande-
nen und ausreichend dimensionierten Hydranten – im Rahmen der jeweiligen 
Kapazitäten des Trinkwasserversorgungsnetzes – zur Wasserentnahme für 
Löschwasser, unter Einhaltung des DVGW-Arbeitsblattes W-405, künftig mitge-
nutzt werden. 
 
Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens ist die notwendige Löschwassermenge 
(nach dem DVGW-Arbeitsblatt W 405) anzugeben (s.o.), die von der Kommune 
sicherzustellen ist. Die Sicherstellung der ausreichenden Versorgung mit Lösch-
wasser fällt in den Zuständigkeitsbereich der Gemeinde Rastorf. Dies entbindet 
einen Bauherren jedoch nicht von der Erfordernis, im Rahmen der Baugenehmi-
gung eine ausreichende Erschließung sicherzustellen, zu deren Inhalt auch die 
nötige Versorgung mit der im Bebauungsplan angegebenen Menge an Lösch-
wasser zählt (vgl. OVG Koblenz vom 06.11.2014, 8 A 10560/14, juris). 
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Die für das Gebiet relevanten Versorgungsleitungen sind in den geplanten Stra-
ßenräumen im Zuge der Erschließung des Plangebietes herzustellen, wodurch 
der Brandschutz sicherzustellen ist. 

 
Müllentsorgung 
Die Abfallentsorgung wird durch das Amt für Abfallwirtschaft des Kreises Plön or-
ganisiert. In der Gemeinde Rastorf gilt gemäß § 16 (8) der Satzung über die Ab-
fallwirtschaft des Kreises Plön für alle Abfallbehälter (Bio- und Restabfall, Papier, 
Gelber Sack) die Hofplatzentsorgung. Diese Behälter werden am Tag der Entlee-
rung bis zu 20 m von der nächsten mit einem Müllfahrzeug befahrbaren Straße 
entfernt vom Grundstück geholt. 
 
Sperrmüll sowie andere Stoffe, die im Rahmen von Sonderaktionen entsorgt wer-
den, sind am Rand einer mit dem Entsorgungsfahrzeug befahrbaren Straße be-
reitzustellen (Straßenrandentsorgung). 

 

8. Altlasten 

Etwaige Altlasten sind, obgleich derzeit nicht bekannt, nicht gänzlich auszu-
schließen. Sollten daher bei den geplanten Baumaßnahmen Abfälle (z.B. Bau-
schutt, Hausmüll o.ä.) aufgefunden werden oder sich sonstige Hinweise (z.B. Ge-
ruch etc.) ergeben, ist die zuständige Stelle für Abfallwirtschaft und Bodenschutz 
des Kreises Plön zu informieren. 

 

9. Kampfmittel 

Gemäß der Anlage zur „Landesverordnung zur Abwehr von Gefahren für die öf-
fentliche Sicherheit durch Kampfmittel“ (Kampfmittelverordnung) in der aktuell 
gültigen Fassung gehört die Gemeinde Rastorf nicht zu den Gemeinden, die 
durch Bombenabwürfe im Zweiten Weltkrieg in besonderem Maße betroffen wa-
ren. 
 
Zufallsfunde von Kampfmitteln sind, obgleich unwahrscheinlich, jedoch nicht 
gänzlich auszuschließen. Etwaige Funde sind unverzüglich der zuständigen Poli-
zeibehörde zu melden und dürfen, aufgrund der von ihnen ausgehenden Gefahr, 
nicht bewegt oder aufgenommen werden. Der Fundort ist bis zum Eintreffen der 
Polizei entsprechend zu sichern und vor Bewegungen oder Beeinträchtigungen 
zu schützen. 

 

10. Archäologischer Denkmalschutz 

Im Plangebiet bestehen keine oberirdischen Kulturdenkmale. Es befindet sich je-
doch teilweise in einem archäologischen Interessengebiet, also einem Gebiet in 
dem mit archäologischer Substanz zu rechnen ist (Archäologie-Atlas SH; abge-
fragt am 20.01.2022). 
 
Gemäß § 15 DSchG gilt: Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies un-
verzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehör-
de mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümerin oder den Ei-
gentümer und die Besitzerin oder den Besitzer des Grundstücks oder des Ge-
wässers, auf oder in dem der Fundort liegt, und für die Leiterin oder den Leiter 
der Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu dem Fund geführt haben. Die Mitteilung 
einer oder eines der Verpflichteten befreit die übrigen. 
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Die nach Satz 2 Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in 
unverändertem Zustand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder 
Aufwendungen von Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung erlischt spätes-
tens nach Ablauf von vier Wochen seit der Mitteilung. Archäologische Kultur-
denkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeugnisse wie Verände-
rungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit. 

 

11. Weitere Hinweise 

Bodenordnende Maßnahmen 
Die zur Umsetzung von Planungen erforderlichen bodenordnenden Maßnahmen 
sind ausschließlich auf privatrechtlicher Basis durchzuführen. 
 
Bodenschutz 
Im Zuge der Bauausführung sind die Vorgaben des BauGB (§ 202 Schutz des 
humosen Oberbodens), der Bundesbodenschutzverordnung (BBodSchV, § 12) 
des Bundesbodenschutzgesetzes (BBodSchG u. a. § 7 Vorsorgepflicht) sowie 
das Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG u. a. § 2 und § 6) zu beachten. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Aufgestellt:      Kiel, den 28.01.2022 
 

 


